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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Eine Woche nach der Ersatzwahl nahm der Bundesrat die Departementszuteilung zum
Anlass für eine mittlere Rochade: Der für 2003 zum Bundespräsidenten gewählte Pascal
Couchepin (fdp) wechselte vom Volkswirtschaftsdepartement in das EDI, der bisherige
EDA-Vorsteher Joseph Deiss übernahm das Volkswirtschaftsdepartement und die neu
gewählte Micheline Calmy-Rey wurde zur neuen Aussenministerin. Die FDP hatte
bereits im Vorfeld dieser Verteilung ihren Anspruch auf das EDI wegen der auch
finanzpolitisch wichtigen Reformen im Gesundheits- und Sozialversicherungsbereich
angemeldet. 1

ANDERES
DATUM: 12.12.2002
HANS HIRTER

In der von der Öffentlichkeit mit grosser Spannung erwarteten Wahl vom 10. Dezember
setzte sich die SVP gegen die von der SP und der GP unterstützte CVP durch. Nachdem
die amtsältesten Leuenberger und Couchepin mit guten Resultaten wiedergewählt
worden waren, musste Ruth Metzler gegen Christoph Blocher antreten. Da 1999 die
Wahl von Metzler vor derjenigen von Deiss stattgefunden hatte, galt sie als Amtsältere
und musste demnach zuerst antreten. Nach einem Patt (116:116) im ersten Wahlgang und
einem leichten Vorsprung für Blocher im zweiten (119:117), setzte sich dieser im dritten
Wahlgang mit 121:116 bei einem absoluten Mehr von 119 Stimmen (vier waren ungültig,
fünf leer) durch. Bei der anschliessenden Wahl von Deiss, welcher von CVP-
Fraktionschef Cina (VS) noch einmal ausdrücklich als einziger CVP-Kandidat für diesen
Wahlgang empfohlen wurde, stimmten die SVP und eine Mehrheit der FDP für Metzler,
welche 96 Stimmen erhielt. Deiss schaffte aber mit 138 Stimmen das absolute Mehr von
121 Stimmen im ersten Wahlgang problemlos. Nachdem anschliessend Schmid und
Calmy-Rey im ersten Wahlgang wiedergewählt worden waren, schritt der Rat zur
Neubesetzung des Sitzes von Villiger. Bereits im ersten Wahlgang lag Merz mit 115
Stimmen klar vor Beerli (83). Im zweiten Wahlgang wurde er mit 127 bei einem absoluten
Mehr von 120 gewählt; Beerli war auf 96 Stimmen gekommen. Der 61jährige Hans-
Rudolf Merz vertrat seit 1997 den Kanton Appenzell Ausserrhoden im Ständerat.
Politisch gilt der Volkswirtschafter als Rechtsfreisinniger mit starkem Engagement für
Fragen der Finanzpolitik und der Finanzmärkte. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2003
HANS HIRTER

Während sich die Wirtschaft über das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empörung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wählbar erklärte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz über die von der Linken unterstützte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusätzlich verstärkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes für den ihnen politisch näher
stehenden Deiss und nicht für Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grösserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.2003
HANS HIRTER

Bei der Departementsverteilung kam es zu keiner Rochade. Alle Bisherigen behielten
ihre Departemente und die Neuen übernahmen die frei werdenden Ressorts: Blocher
das EJPD und Merz das Finanzdepartement. 4

ANDERES
DATUM: 29.12.2003
HANS HIRTER
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Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit der Staatsleitungsreform. Die Kommission
beantragte, das Geschäft an den Bundesrat zurückzuweisen und ihn aufzufordern,
neue Modelle zur politischen Stärkung und administrativen Entlastung der Regierung
vorzulegen. Einer der Gründe für diesen Antrag war, dass man dem Bundesrat
Gelegenheit geben wollte, ausführlich zu dem von der Kommission skeptisch
beurteilten Ständeratsbeschluss einer Erhöhung der Zahl der Bundesräte von sieben
auf neun Stellung zu nehmen. Ausserdem wollte man vom Bundesrat erfahren, ob er in
seiner seit dem 10. Dezember 2003 veränderten Zusammensetzung immer noch zu
seinem Modell der „Delegierten Minister“ stehe, und ob er daran eventuell Retouchen
anbringen möchte. Nachdem Bundesrat Blocher erklärt hatte, dass auch im
Gesamtbundesrat keine grosse Begeisterung für das ursprüngliche Reformprojekt
herrsche und er diesen Rückweisungsbeschluss unterstütze, wurde er vom Nationalrat
mit 140:23 Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat schloss sich dieser Rückweisung an.
Eine Minderheit seiner SPK hatte vergeblich dafür plädiert, das Geschäft noch einmal zu
behandeln, dabei auf der früher beschlossenen Erhöhung der Zahl der Bundesräte zu
beharren und es an den Nationalrat zurückzugeben. Da dieser klar gemacht habe, dass
er zusätzliche Bundesräte ablehne, könnte er es dann – ohne den Umweg über einen
neuen Bericht des Bundesrates – ordentlich begraben. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2004
HANS HIRTER

Kommentatoren hielten zum ersten Amtsjahr des Bundesrates in neuer
parteipolitischer Zusammensetzung und mit dem umstrittenen früheren
Oppositionspolitiker Christoph Blocher (svp) fest, dass sich inhaltlich an der
Regierungspolitik noch nichts Wesentliches geändert habe. Feststellbar war hingegen
ein noch grösseres Interesse der Medien am Verhalten einzelner Bundesräte (v.a.
Blocher) im Bundesratskollegium und an deren Stellungnahmen dazu sowie die
ausführliche Berichterstattung über zum Teil vermutete, zum Teil nach aussen
kommunizierte interne Konflikte. Zu grossen Diskussionen Anlass gaben nicht Projekte
und Vorschläge aus Blochers Departement, sondern dessen Verhalten bei
Volksabstimmungen. So hatte Blocher als Chef des EJPD drei Vorlagen in der
Volksabstimmung zu vertreten, die von der Regierung vor seinem Eintritt beschlossen
worden waren und die er als Parlamentarier bekämpft hatte (Verwahrungsinitiative,
Einbürgerung). Bei seinen wenigen öffentlichen Auftritten im Rahmen dieser
Abstimmungskampagnen warb er nicht um Zustimmung zur Bundesratsempfehlung,
sondern beschränkte sich darauf, neutral die Gründe der Gesamtregierung dafür
darzulegen und auf allfällige Vor- und Nachteile hinzuweisen. Keine Zurückhaltung legte
er demgegenüber bei anderen, ihm genehmen Vorlagen, wie etwa dem Steuerpaket, an
den Tag. Für einen Eklat sorgte sein expliziter Verzicht, beim gemeinsamen
Medienauftritt mit den Bundesräten Leuenberger und Couchepin am
Abstimmungssonntag vom 26. September das Volksnein zu den aus seinem
Departement stammenden Einbürgerungsvorlagen zu kommentieren. Er begründete
dies damit, dass die Regierung Volksentscheide zu akzeptieren habe, ohne sie zu
kritisieren oder zu kommentieren. Insbesondere in der Westschweiz, welche an diesem
Tag einmal mehr von der Deutschschweiz überstimmt worden war, wurde moniert, dass
die Landesregierung gerade in solchen Fällen eine Stellungnahme abzugeben hätte. Sie
müsste dabei auch erklären, was sie plane, um den offensichtlich unterschiedlichen
Einstellungen und Interessen der Sprachregionen Rechnung zu tragen. (Siehe auch
Ständeratspräsident Schiesser (fdp, GL) in seiner Mitteilung zu den Abstimmungen vom
26. September.) 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.2004
HANS HIRTER

Mit einer parlamentarischen Initiative beantragte der Solothurner SVP-Nationalrat
Wobmann, mit der Veröffentlichung der namentlichen Abstimmungsresultate im
Bundesrat vollständige Transparenz über das Verhalten der Regierungsmitglieder zu
schaffen. Auslöser für diesen Vorstoss war die Aussage von Bundesrat Deiss gewesen,
dass der Bundesrat sich einstimmig zugunsten des Schengen/Dublin-Abkommens mit
der EU ausgesprochen habe, dies aber gemäss Bundesrat Blocher nicht der Fall
gewesen sei. Die SPK-NR beschloss, dem Plenum die Ablehnung dieser Initiative zu
beantragen. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2005
HANS HIRTER
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Es ist zwar nicht neu, kommt aber im Vergleich zu früher wesentlich häufiger vor, dass
den Medien Informationen aus den Bundesratsberatungen und den dazugehörenden
Positionspapieren zugespielt werden. Beobachter führten dies auf die mit dem
Amtsantritt Christoph Blochers verschärfte Polarisierung innerhalb der Regierung
zurück. Vermutet wurde, dass in die Amtsgeschäfte eingeweihte Mitarbeiter der
Verwaltung Indiskretionen mit dem Ziel begehen würden, der Position ihres
Departementschefs grösseres Gewicht zu verleihen oder diese der Öffentlichkeit
überhaupt klar zu machen. Bundeskanzlerin Huber reichte zu Jahresbeginn bei der
Bundesanwaltschaft mehrere Strafanzeigen gegen Unbekannt wegen
Amtsgeheimnisverletzung ein. Als desaströs und für die Swisscom geschäftsschädigend
bezeichneten Parlamentarier und Medien die Informationspolitik der Landesregierung
Ende November im Zusammenhang mit ihren Entscheiden über die Geschäftsstrategie
der Swisscom. Obwohl der Bundesrat vorläufiges Stillschweigen über sein Verbot eines
Auslandengagements der Swisscom beschlossen hatte (er wollte zuerst die Swisscom
selbst informieren), geriet diese Nachricht vorzeitig an die Öffentlichkeit. Dies geschah,
weil Bundesrat Blocher sie in einem zum voraus produzierten Radio-Interview verraten
hatte. Ob Absicht hinter dieser Indiskretion steckte, lassen die
Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte durch eine Subkommission abklären. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Zur allgemeinen Überraschung kündigte Bundesrat Joseph Deiss (cvp) am 27. April
seinen Rücktritt auf Ende Juli an. Der 60jährige hatte der Landesregierung während
sieben Jahren angehört, zuerst als Aussenminister, dann als Vorsteher des EVD. Die
erfolgreich verlaufene Volksabstimmung über den UNO-Beitritt sowie die Aushandlung
der bilateralen Verträge mit der EU wurden als grösste politische Leistungen des
engagierten, aber wenig spektakulären Freiburgers gewürdigt. Deiss verhehlte nicht,
dass er als pragmatischer Konsenspolitiker Mühe hatte mit der seit der Wahl von
Christoph Blocher zum Bundesrat rauher gewordenen Gangart in der Regierung und mit
dem selbstbezogenen Verhalten einzelner ihrer Mitglieder. Für die in der Junisession
vorzunehmende Ersatzwahl galten in den Medien sofort die CVP-Präsidentin und
Nationalrätin Doris Leuthard (AG) sowie der CVP-Fraktionschef und Ständerat Urs
Schwaller (FR) als Favoriten. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2006
HANS HIRTER

Auch im vierten Jahr seiner Tätigkeit als Bundesrat stand Christoph Blocher im
Zentrum des politischen Interesses. Er selbst trat an unzähligen
Wahlkampfveranstaltungen seiner Partei auf und sein Porträt zierte während Wochen
die Wahlinserate und -plakate der SVP. Im Sommer veröffentlichte ein ihm
nahestehender Journalist ein Buch mit einer Zusammenstellung der
unternehmerischen und politischen Führungsprinzipien Blochers. Bei diesen steht das
kompromisslose Erfüllen von Aufträgen im Rahmen einer strengen hierarchischen
Ordnung im Zentrum. Ab Mitte September produzierte derselbe Journalist wöchentlich
ein Interview mit Blocher, das unter dem Titel „Blocher-TV“ als Video ins Internet
gestellt und auch vom Schaffhauser Lokalfernsehen und, zumindest am Anfang, noch
von einigen weiteren lokalen Fernsehstationen in der Ost- und Zentralschweiz
ausgestrahlt wurde. Auch Blochers politische Gegner gaben vor den Parlamentswahlen
ein Buch heraus. Darin finden sich neben Analysen und allgemeineren Betrachtungen
zum Aufstieg von Blocher und seiner SVP auch Aufrufe zu dessen Nichtwiederwahl als
Bundesrat. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2007
HANS HIRTER

Wie noch nie zuvor war 2007 die parteipolitische und personelle Zusammensetzung
des Bundesrates ein Thema für die nationalen Parlamentswahlen gewesen. Anlass
dafür war nicht so sehr die 2003 an die neuen Kräfteverhältnisse angepasste
Zauberformel an sich, sondern die Person des damals in die Landesregierung gewählten
zweiten SVP-Vertreters, Christoph Blocher. Die SVP beschwor an ihrer
Delegiertenversammlung zu Jahresbeginn Schreckensszenarien herauf, die über die
Schweiz im Fall einer Nichtwiederwahl Blochers hereinbrechen würden. Die Delegierten
bestätigten an diesem Anlass auch einen früheren Beschluss ihrer Parlamentsfraktion,
dass die Partei im Fall seiner Nichtwahl alle übrigen in den Bundesrat gewählten SVP-
Mitglieder aus der Fraktion ausschliessen würde. Der zweite SVP-Bundesrat, Samuel
Schmid, zeigte sich davon allerdings wenig beeindruckt und erklärte, dass er auch bei
einer Abwahl Blochers in der Regierung bleiben würde. Die SP und die Grünen gaben
den Gegenpart zur SVP und verkündeten, dass Blocher nicht länger als Bundesrat
tragbar sei und auch in der CVP sprachen sich massgebliche Personen gegen eine
Wiederwahl Blochers aus. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.11.2007
HANS HIRTER
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Die SP begann spätestens im Sommer Avancen gegenüber der CVP (die 2003 wegen der
Wahl Blochers ihren zweiten Bundesratssitz verloren hatte) zu machen. Sie schlug ihr
vor, gemeinsam einen Sitz für die CVP zurückzuerobern. Zuerst monierte
Parteipräsident Fehr (sp, SH), die mit zwei Sitzen überproportional vertretene FDP ins
Visier zu nehmen. Die CVP reagierte jedoch zurückhaltend bis ablehnend auf diesen
Vorschlag, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie vor den Parlamentswahlen kein Interesse
hatte, als Partnerin der Linken zu erscheinen. Aber auch die Grünen stellten sich in
diesem Fall nicht hinter die SP, sondern verlangten vielmehr einen Sitz für sich selbst,
und zwar denjenigen von Blocher. Ende August nahm die SVP diese öffentlichen
Forderungen nach einer Abwahl Blochers – notabene von Parteien, die Blocher auch
2003 nicht die Stimme gegeben hatten – zum Anlass, um an einer Medienkonferenz von
einem „Geheimplan“ zur Abwahl Blochers zu warnen. Sie lancierte eine millionenteure
Inserate- und Plakatekampagne, in der sie mit dem Slogan: „Blocher stärken! SVP
wählen“ dazu aufrief, bei den Parlamentswahlen dafür zu sorgen, dass der von diesem
„Geheimplan“ bedrohte Blocher Bundesrat bleiben könne. Ohne Blocher in der
Landesregierung würden gemäss den SVP-Inseraten die Steuern ansteigen, die Schweiz
der EU beitreten, die demokratischen Rechte abgebaut und die Kriminalität zunehmen.
Der Bericht einer Subkommission der GPK-NR im Sommer 2006, der die Beteiligung
Blochers an einem Komplott zur Entlassung von Bundesanwalt Roschacher suggerierte,
stellte für Blocher und die SVP einen weiteren Beweis für die Existenz eines solchen
Geheimplans gegen Blocher dar. Diese Inseratekampagne der SVP sorgte auch bei
Freisinnigen, namentlich aus der französischen Schweiz, für Unmut. Bundesrat
Couchepin kritisierte sie in einem Interview im Radio der italienischen Schweiz und
erwähnte, dass diese Werbung, die das Wohl des Landes von der Wiederwahl einer
einzigen Person abhängig mache, ihn an die Propaganda der italienischen Faschisten
mit dem Duce Mussolini erinnere. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.2007
HANS HIRTER

Am 12. Dezember trat die Vereinigte Bundesversammlung zur Wahl des Bundesrates
für die neue Legislaturperiode zusammen. Am zahlenmässigen Kräfteverhältnis
zwischen den Blöcken hatte sich im neuen Parlament gegenüber demjenigen von 2003
wenig geändert. Trotz der Sitzgewinne der SVP im Nationalrat verfügten diejenigen
Parteien, die 2003 Blocher gegen die CVP-Bundesrätin Metzler unterstützt hatten (SVP,
FDP, LP und kleine Rechtsparteien), über drei Sitze weniger als 2003 und blieben mit
118 Sitzen deutlich unter dem absoluten Mehr von 123. Noch nicht klar war, wie sich die
CVP verhalten würde, nachdem ihr Präsident Darbellay (VS) in den Medien mit seiner
eigenen Kandidatur gegen Blocher kokettiert hatte. Am Tag vor der Wahl wurde er dann
von seiner Fraktion zurückgepfiffen, welche mehrheitlich beschloss, nicht mit einem
eigenen Kandidaten anzutreten, aber auch Blocher nicht zu unterstützen. Die meisten
professionellen Beobachter rechneten nicht damit, dass es wie 2003 zur
Nichtwiederwahl eines Amtsinhabers kommen würde, wobei allerdings für viele offen
war, ob es Blocher bereits im 1. Wahlgang schaffen würde.

Obwohl alle bisherigen Bundesräte wieder kandidierten, beantragte einzig die FDP-
Fraktion, sie alle in ihrem Amt zu belassen. Die SVP empfahl nur ihre beiden eigenen
Vertreter Christoph Blocher und Samuel Schmid sowie die FDP-Bundesräte Pascal
Couchepin und Hans-Rudolf Merz zur Wahl. Die SP und die CVP/EVP/GLP-Fraktion
sprachen sich für alle Bisherigen mit Ausnahme von Blocher aus, und die Grünen
unterstützten in ihrem schriftlichen Antrag nur die beiden SP-Bundesräte Micheline
Calmy-Rey und Moritz Leuenberger und präsentierten den grünen Ständerat Luc
Recordon (VD) als Kandidaten. Nachdem die Sprecher der SP und der CVP dargelegt
hatten, dass sie der SVP ihren zweiten Sitz nicht streitig machen wollten, darauf aber
nicht mehr Blocher sehen möchten, trat Zisyadis (pda, VD) ans Rednerpult und schlug
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf zur Wahl vor. In den
Medien war Widmer-Schlumpf zusammen mit Nationalrat Zuppiger (svp, ZH) als
mögliche Alternative für Blocher bereits in der Berichterstattung über die CVP-
Fraktionssitzung erwähnt worden. Baader (svp, BL) als Fraktionssprecher appellierte
anschliessend an die CVP, Blocher zu wählen und sicherte zu, dass in diesem Fall
entgegen ihrem schriftlichen Antrag die SVP auch Doris Leuthard (cvp) unterstützen
würde.

Anschliessend schritt das Parlament zur Besetzung der Bundesratssitze in der
Reihenfolge der Amtsdauer der bisherigen Inhaber. Zuerst wurde Leuenberger mit 157
Stimmen gewählt, dann Couchepin mit 205, Schmid mit 201 und Calmy-Rey mit 153. Vor
der Besetzung des Sitzes von Blocher meldete sich Baader nochmals zu Wort und legte
dar, dass Blocher in den letzten vier Jahren „einen Leistungsausweis erbracht (habe)
wie kaum ein anderes Regierungsmitglied“. Frösch (BE) zog im Namen der Grünen die

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2007
HANS HIRTER
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Kandidatur Recordons „zugunsten einer aussichtsreicheren Kandidatur“ zurück. Im
ersten Wahlgang erzielte Widmer-Schlumpf mit 116 Stimmen das bessere Resultat als
Blocher mit 111. Das absolute Mehr von 120 verfehlte sie aber; sechs Stimmzettel waren
leer, zwei ungültig und elf entfielen auf andere Namen. Im zweiten Wahlgang entfielen
nur noch zwei Stimmen auf Diverse, vier blieben leer und keiner war ungültig. Das
absolute Mehr stieg damit auf 122. Widmer-Schlumpf übertraf es mit 125, Blocher kam
nur auf 115 und verlor damit seinen Sitz. Nachdem ein Ordnungsantrag der SVP auf
Verschiebung der weiteren Wahlen abgelehnt worden war, bestätigte die
Bundesversammlung Merz und Leuthard mit 213 resp. 160 Stimmen in ihren Ämtern. 13

Nachdem sie sich am Wahltag eine Bedenkzeit erbeten hatte, erklärte Eveline Widmer-
Schlumpf am nächsten Morgen vor der Vereinigten Bundesversammlung, dass sie ihre
Wahl annehme. SVP-Fraktionschef Baader trat noch einmal ans Rednerpult und
kündigte an, dass die beiden SVP-Bundesräte Schmid und Widmer-Schlumpf wie
bereits zu Jahresbeginn angedroht, aus der SVP-Fraktion ausgeschlossen würden, die
SVP damit nicht mehr in der Landesregierung vertreten sei und sich in Zukunft als
Oppositionspartei betrachten würde. (Die Bundesräte sind als nicht dem Parlament
Angehörende nur Gäste und nicht Mitglieder der Fraktionen ihrer Parteien.) Als solche
werde sie alle den Zielen der SVP zuwiderlaufenden Beschlüsse dieser neuen „Mitte-
Links-Regierung“ aber auch des Parlaments bekämpfen und mit Referenden und
Volksinitiativen Druck ausüben. Blocher doppelte nach und kündigte an, dass er im
Rahmen dieser neuen Opposition politisch aktiv bleiben werde. Dies werde ihm umso
leichter fallen, als er sich nun wieder frei und ausserhalb von Konkordanz und
Kollegialitätsprinzip werde äussern können. Die neue Bundesrätin Widmer-Schlumpf
erklärte, dass sie die Wahl angenommen habe, um der SVP den Sitz zu retten, der sonst
an die CVP gegangen wäre. Die SVP-Fraktion bestätigte eine Woche später mit 60 zu 3
Stimmen den Ausschluss von Schmid und Widmer-Schlumpf von den
Fraktionssitzungen. 14

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2007
HANS HIRTER

Die Kommentare in den Medien zur Nichtwiederwahl Blochers waren sich ziemlich
einig, dass Blocher nicht wegen seiner Politik als Bundesrat gescheitert war, sondern
wegen der permanenten Angriffe von ihm und seiner Partei gegen alle anderen
politischen Kräfte. Der weitgehend auf seine Person ausgerichtete
Parlamentswahlkampf der SVP hatte für viele bürgerliche Politiker, vor allem aus der
CVP aber auch aus der FDP, das Fass zum Überlaufen gebracht. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.2007
HANS HIRTER

Der vorgezogene Rücktritt Leuenbergers bedeutete, dass der Bundesrat zwei Monate
ohne Vizepräsident hätte auskommen müssen. Zwischen dem Büro des Nationalrats
und jenem des Ständerats herrschte Uneinigkeit, wie mit dieser drohenden Vakanz
umzugehen sei. Schliesslich einigte man sich auf den Vorschlag des Ständerats,
Micheline Calmy-Rey für zwei Monate zur Vizepräsidentin zu wählen. 16

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.08.2010
MARC BÜHLMANN

Viel zu reden gab die Departementsverteilung, die erstmals seit 1960 mit einer
sogenannten grossen Rochade und vier neuen Departementsvorstehern endete. Die
Presse mutmasste, dass die Verteilung nicht sehr konsensual vonstattengegangen war.
Es wäre nur teilweise nach dem Anciennitätsprinzip vorgegangen worden: Bundesrätin
Calmy-Rey wollte nicht wechseln; Doris Leuthard wünschte einen Wechsel ins Uvek und
Eveline Widmer-Schlumpf wollte das Finanzdepartement übernehmen. Beide Wünsche
wurden gewährt. Da weder Didier Burkhalter noch Ueli Maurer wechseln wollten,
blieben das Justiz- und Polizeidepartement und das Volkswirtschaftsdepartement
übrig. Obwohl Simonetta Sommaruga laut ungeschriebenem Anciennitätsprinzip zuerst
ihre Wünsche hätte äussern dürfen, wurde schliesslich Johann Schneider-Ammann das
Volkswirtschaftsdepartement übergeben, da die bürgerliche Regierungsmehrheit
dieses Departement nicht der ehemaligen Konsumentenschützerin hätte überlassen
wollen. Obwohl sie als Nichtjuristin eher nicht in das JPD passen würde, hätte die neu
gewählte Magistratin dieses nun übernehmen müssen. Die SP – allen Voran ihr Präsident
Christian Levrat (FR) – reagierte sehr verärgert auf die Verteilung und warf den anderen
Parteien einen Coup und eine Strafaktion gegen Sommaruga vor. Auch die SVP und die
Grünen äusserten Unmut über die Departementswechsel. Ein Jahr vor den nationalen
Wahlen Wechsel vorzunehmen, sei eine Zwängerei und demokratisch fragwürdig. Nur
die FDP, die CVP und die BDP zeigten sich zufrieden mit der neuen Verteilung. 17

ANDERES
DATUM: 29.09.2010
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wohl auch aufgrund ihres breit kritisierten Vorgehens in der Libyen-Affäre wurde
Micheline Calmy-Rey im Anschluss an die Bundesratsersatzwahlen mit lediglich 106 von
193 gültigen Stimmen für die ausstehenden zwei Monate zur Vizepräsidentin gewählt.
Ganze 32 Stimmzettel wurden leer eingelegt und einige Stimmen gingen an andere
Regierungsmitglieder (13 sogar an die neu gewählte Simonetta Sommaruga). Auch die
Wahl zur Bundespräsidentin im Dezember widerspiegelte den Missmut, den das
Parlament gegen die Genfer Magistratin hegte. Kurz zuvor waren der Aussenministerin
im GPK-Bericht über die Libyen-Affäre gravierende Unterlassungen und
Kompetenzüberschreitungen vorgeworfen worden. Mit lediglich 106 Stimmen, dem
schlechtesten Resultat seit 1919, verpasste die Bundesversammlung der Magistratin
einen eigentlichen Denkzettel. Mehr Sukkurs erhielt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf, die mit 146 Stimmen turnusgemäss zur Vizepräsidentin gewählt wurde. 18

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2010
MARC BÜHLMANN

Anfang September erklärte Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihren Rücktritt. Sie
betonte, dass sie sich während zwei vollen Legislaturen für das Wohl der
Eidgenossenschaft eingesetzt und dabei insbesondere Wert auf die Beziehungen der
Schweiz zur EU, die Entwicklung der Aussenpolitik und die Funktion der Schweiz als
Vermittlerin in der Friedenspolitik gelegt habe. Auch wenn es in der Schweiz keinen
Konsens zur Aussenpolitik gäbe, so müssten die Interessen der Schweiz auch zukünftig
mit einer aktiven Präsenz auf internationaler Ebene gewahrt werden. Als eine der
letzten Amtshandlungen präsentierte die scheidende Magistratin in der Wintersession
die Jahresziele des Bundesrates für 2012 (11.9005). Der Rücktritt per Ende der 48.
Legislaturperiode war erwartet worden, da Calmy-Rey bei den Rücktritten von Moritz
Leuenberger und Hans-Rudolf Merz im Jahr 2010 leisen Missmut gegen Rücktritte im
Verlauf einer Legislatur bekundet hatte. Die Würdigungen der Genfer Bundesrätin
waren durchmischt. Die Kritiker warfen ihr auf der einen Seite Selbstprofilierung und
Mediendrang vor, hoben etwa den Kopftuchauftritt im Iran oder verschiedene
medienwirksame Vorstösse ohne Ergebnisse hervor. Auf der anderen Seite wurde
gerade die frische, medial unterstützte und aktive Aussenpolitik gelobt. Ihre
Überzeugung, dass die Schweiz nur internationalen Einfluss habe, wenn sich das Land
aktiv und öffentlich sichtbar positioniere, sowie das pragmatische Vorgehen in der EU-
Politik brachten Calmy-Rey von links und rechts Anerkennung. Hervorgehoben wurde
zudem ihre Standfestigkeit und Willensstärke, die sie aber auch als Einzelgängerin und
weniger als Teamplayerin hätten funktionieren lassen. 19

ANDERES
DATUM: 07.09.2011
MARC BÜHLMANN

Mit dem Rücktritt der SP-Bundesrätin Calmy-Rey veränderte sich die Ausgangslage für
die Bundesratserneuerungswahlen im Dezember nur unwesentlich, da sich die
Diskussionen insbesondere um die Nichtbestätigung von Eveline Widmer-Schlumpf
oder allenfalls einer der beiden FDP-Bundesräte drehte. Die SVP pochte zwar auf einen
zweiten Sitz und drohte auch der SP mit einem Angriff, falls diese die Wiederwahl von
Eveline Widmer-Schlumpf unterstütze. Eine Sanktionierung der SP wurde aber
insgesamt als wenig wahrscheinlich betrachtet. Als realistischere Szenarien wurden –
neben dem Status Quo – in den Medien die Ersetzung von Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf oder von einem der beiden FDP-Bundesräte durch einen zweiten SVP-Sitz
erwogen. Johann Schneider-Ammann musste in der Presse viel Kritik an seiner
Amtsführung einstecken und der Sitz von Didier Burkhalter wurde als wacklig
betrachtet, weil mit Jean-François Rime ein SVP-Sprengkandidat aus der Romandie
antrat, der schon früh seine Ambitionen angemeldet hatte. Der geplante und lange
vorher angekündigte Angriff der SVP, aber auch die zunehmende Personalisierung der
medialen Politikberichterstattung brachten es mit sich, dass die Erneuerungswahlen in
den Medien zum Grossereignis stilisiert wurden.

Zur Debatte stand insbesondere die Konkordanz. Der Begriff wird in der
Politikwissenschaft zur Bezeichnung eines Demokratiesystems verwendet, in dem die
wichtigsten Kräfte in die Regierungsverantwortung eingebunden werden und
Entscheide eher konsensorientiert als mittels Mehrheit gefällt werden. Die Parteien
zeigten sich jedoch hinsichtlich der Deutung des Begriffs wenig konsensual. Je
nachdem wurde mit arithmetischer oder inhaltlicher Logik argumentiert, wobei die
Wählerstärke, die Fraktionsstärke oder programmatische Ähnlichkeit als Grundlage
gewählt wurden. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.09.2011
MARC BÜHLMANN
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Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 21

ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakulär, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hätte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als „Ruhe nach dem Sturm“ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als „langweilig“, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstünde. In den
Fraktionserklärungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben „keine Konkordanz darüber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet“. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesrätinnen und
Bundesräte bereits im ersten Wahlgang bestätigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestätigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewählt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjörg Walter und 41 Stimmen auf Jean-François Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewählt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjörg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter – der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-François Rime (Verschiedene:
14) – keine Erklärung der SVP. Fraktionspräsident Baader ergriff erst vor dem fünften
Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe
und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-François Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestätigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestätigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-François Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestätigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundespräsidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemäss zum Vizepräsidenten gewählt
wurde.

Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
Zeitpunkt des Rücktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Ständeratswahlen hätten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem hätte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig überzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Köpfe bei den Ständeratswahlen, die (zu) späte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hätten der
erfolgsverwöhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjüngster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewürdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stämpfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jünger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder für Stabilität im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Für ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststätte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. 22

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die Stimmberechtigten befanden am 9. Juni über die Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates. Das von der SVP lancierte Volksbegehren verlangte, dass die Schweizer
Regierung nicht mehr von der Vereinigten Bundesversammlung gewählt, sondern durch
die Wahlbevölkerung bestimmt wird. Die Wahl wäre zeitgleich mit den
Gesamterneuerungswahlen für den Nationalrat und in gesamtschweizerischem
Majorzverfahren mit einem Wahlkreis abzuhalten. Für die italienischen und
französischen Sprachminderheiten würden insgesamt zwei Sitze reserviert. Im Vorjahr
hatten sich Bundesrat und Parlament ziemlich eindeutig gegen das nach der Abwahl von

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.06.2013
MARC BÜHLMANN
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Christoph Blocher aus dem Bundesrat 2007 aufgegleiste Begehren ausgesprochen, das
schon bei den Verfassungsdiskussionen 1848 und 1872 und zwei Mal als Initiative der SP
in den Jahren 1900 und 1942 keine Mehrheiten gefunden hatte. Die Initiative wurde von
einem überparteilichen Komitee bekämpft, dem alle Parteien ausser der SVP
angehörten. Sogar die Grünen, die als Oppositionspartei selber schon ähnliche
parlamentarische Vorstösse lanciert hatten, sprachen sich gegen das Anliegen aus. Das
Gegnerkomitee trat unter dem Motto an, dass Bewährtes nicht aufs Spiel zu setzen sei.
Das aktuelle Gleichgewicht zwischen den Gewalten sei eine zentrale Determinante für
die politische Stabilität und den Wohlstand in der Schweiz. Der von der SVP geforderte
Systemwechsel sei kaum begründbar und beruhe auf populistischen Forderungen. Der
Verweis auf die Kantone, wo die Volkswahl der Regierung funktioniere – das
bedeutendste Argument der Initiativbefürworter – wurde von den Initiativgegnern
abgewiesen, da ein Wahlkampf in den Kantonen mit einem Wahlkampf auf nationaler
Ebene kaum vergleichbar sei. Ein solcher würde amerikanische Verhältnisse evozieren
und die zeitlich bereits arg belasteten Bundesräte nicht nur zusätzlich unter Druck
setzen, sondern auch in einen Dauerwahlkampf verwickeln, der eine Kollegialregierung
verunmöglichen würde. Stille Schaffer hätten zudem gegen charismatische, medial
taugliche Personen weniger gute Chancen und Geld würde eine noch grössere Rolle
spielen als heute. Schliesslich wurde auch die Quotenregel für die sprachlichen
Minderheiten kritisiert; die Wahrscheinlichkeit, dass die beiden Sitze an die Romandie
gingen und der Kanton Tessin kaum mehr Regierungsvertreter stellen könnte, sei enorm
hoch. Die SVP ihrerseits setzte sich überraschend lau für ihr Anliegen ein. Zwar wurde
ein 2,8 Mio. Auflagen starkes Extrablatt in die Haushalte gestreut, in dem mit dem
Untergang der Schweiz gedroht wurde, wenn den Mauscheleien im Bundesrat und den
Hintertreppen-Absprachen bei Regierungswahlen nicht durch das Volk Einhalt geboten
würden. Im Gegensatz zu anderen Parteien wolle man die Mitspracherechte des
Souveräns stärken und nicht noch weiter abbauen. Zudem schaltete die Partei ein für
SVP-Verhältnisse sehr unspektakuläres Text-Plakat („Dem Volk vertrauen!“). Wichtige
Exponenten der Partei schalteten sich aber kaum in den Abstimmungskampf ein und
nahmen teilweise gar demonstrativ Stellung gegen die Initiative. Die Kantonalsektion
Thurgau empfahl gar die Nein-Parole und die SVP Unterwallis beschloss Stimmfreigabe
bei der parteieigenen Initiative. Es wurde parteiintern auch befürchtet, dass sich eine
Volkswahl zuungunsten der SVP auswirken könnte. Prominente Unterstützung erhielt
die Idee der Volkswahl allerdings durch die ehemalige SP-Bundesrätin Micheline Calmy-
Rey. Sie befand, dass die Volkswahl zu einer besseren Machtbalance zwischen
Bundesrat und Parlament führe, weil die Regierung damit über mehr Legitimität
verfügen würde. Erste Umfragen Anfang Mai liessen eine relativ geringe Begeisterung in
der Bevölkerung für die Idee der Volkswahl erahnen. Tatsächlich wurde das Begehren
Anfang Juni dann auch deutlich mit 76,3% Nein-Stimmenanteil und durch alle Kantone
abgelehnt. In einigen Kantonen der Romandie (FR, NE, JU) lagen die Ja-Anteile gar unter
20%. Am höchsten war die Zustimmung im Kanton Tessin (32,2% Ja), was aufgrund der
Debatten um den Minderheitenschutz etwas überraschend war. Die
gesamtschweizerische Stimmbeteiligung lag bei 39,2%, was die laue Kampagne neben
dem Umstand, dass die APS-Inserateanalyse einen absoluten Negativrekord hinsichtlich
Anzahl Zeitungsinserate ausmachte, ebenfalls wiederspiegelt. Noch am Abend der
Abstimmung äusserten sich die Parteipräsidenten zum Abstimmungsausgang. CVP-
Präsident Darbellay wertete das Resultat als Zeichen nationaler Kohäsion, FDP-
Präsident Müller war froh über die Wahrung der Konkordanz, die durch eine Volkswahl
in Gefahr geraten wäre, und SP-Präsident Levrat freute sich, dass die „psychologische
Verarbeitung der Abwahl Blochers“ nun zum Abschluss kommen könne. SVP-Präsident
Brunner anerkannte zwar, dass das Thema vom Tisch sei, wehrte sich aber vorsorglich
gegen künftige Beschneidungen der direkten Demokratie. Der Leidensdruck sei
anscheinend momentan noch zu tief. Justizministerin Sommaruga sah im Resultat den
Wunsch des Souveräns, die Demokratie vor Dauerwahlkämpfen zu schützen. Das
deutliche Nein wurde in der Presse als Vertrauensbeweis in die Institutionen und
insbesondere in den Bundesrat gewertet, man sah im Abstimmungsergebnis aber auch
eine Ohrfeige an die SVP, die an einem wenig experimentierfreudigen Volk
vorbeipolitisiert habe. Die noch im Vorjahr von Wermuth (sp, AG) eingereichte
parlamentarische Initiative (12.489), die neben der Volkswahl auch einige zusätzliche
Reformen wie die Aufstockung der Regierungsmitglieder auf neun oder die Transparenz
der Wahlkampagnenfinanzierung gefordert hatte, wurde im Berichtjahr kurz nach dem
abschlägigen Volksentscheid zurückgezogen.

Abstimmung vom 9. Juni 2013

Beteiligung: 39,5%
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Ja: 480 291 (23,7%) / 0 Stände
Nein: 1 550 080 (76,3%) / 20 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SVP (2)*.
– Nein: FDP, CVP, SP, GP, GLP, BDP, EVP, CSP; SGV, Travail.Suisse.
* in Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen. 23

Nicht nur Wirtschaftskader geraten ob ihrer Entlohnung in die Medien, sondern in
schöner Regelmässigkeit auch immer wieder die Bundesrätinnen und Bundesräte. Laut
der Bundesinformationsseite ch.ch verdiente ein Mitglied der Landesregierung im Jahr
2015 rund CHF 445'000 zuzüglich etwa CHF 30'000 Spesenentschädigung. Das
Präsidialamt wird mit zusätzlichen CHF 12'000 pro Jahr entschädigt. Zu diskutieren
gaben allerdings nicht die im Vergleich zur Privatwirtschaft eher geringen Saläre der
aktiven Bundesrätinnen und Bundesräte als vielmehr die Ruhegehälter der ehemaligen
Magistratinnen und Magistrate. Diese erhalten in der Regel die Hälfte des Lohnes, den
sie während ihrer Amtszeit bezogen hatten. Voraussetzung ist allerdings, dass die
Amtszeit mindestens vier Jahre betragen hat. War dies nicht der Fall oder ist ein
ehemaliges Regierungsmitglied weiterhin arbeitstätig, wird das Ruhegehalt gekürzt -
insbesondere dürfen das Einkommen aus Erwerbstätigkeit und die Pension zusammen
den Lohn während der Amtszeit nicht übersteigen. Auch die Witwen ehemaliger
Bundesräte erhalten eine Entschädigung, die in etwa ein Viertel des Lohnes des
Verstorbenen ausmacht. Diese seit 1919 geltende Regel war nach der Nicht-Bestätigung
von Ruth Metzler in Anbetracht des jungen Alters der CVP-Magistratin virulent
diskutiert worden. Auch Parlamentarier stiessen sich damals am Umstand, dass die
junge Ex-Magistratin während langer Zeit ein Ruhegehalt beziehen würde. Metzler gab
damals ihren Verzicht auf die Rente bekannt. Mediale und parlamentarische
Auseinandersetzungen zum Thema Ruhegehalt löste auch die Bekanntgabe von alt-
Bundesrat Moritz Leuenberger aus, dass dieser bei der Implenia ein
Verwaltungsratsmandat übernommen hatte. 2015 störte sich der Blick am Umstand,
dass Alt-Bundesrat Kaspar Villiger trotz eines mehrere Millionen umfassenden
Vermögens das volle Ruhestandsgehalt erhielt. Die Weltwoche berichtete über den
Versuch der Bundeskanzlerin Corina Casanova, Licht ins Dunkel der Ruhegehälter zu
bringen. Wer genau wie viel Ruhegehalt bezieht, ist nämlich ein gut gehütetes
Geheimnis und es werden lediglich die Gesamtsumme und die Anzahl Renten öffentlich
gemacht – laut Weltwoche bezogen 2014 fünfzehn ehemalige Bundesräte, drei
ehemalige Bundeskanzler sowie vier Witwen insgesamt CHF 4,4 Mio. Ruhegehalt. Unklar
bleibt somit zum Beispiel, ob Ruth Metzler, Joseph Deiss oder Christoph Blocher nach
wie vor auf ihre Rente verzichten, wie sie dies in der Presse verlauten liessen. Laut
Weltwoche prallte die Bundeskanzlerin mit ihrem Begehren, das sie mit immer
zahlreicher werdenden Anfragen seitens der Medien begründete, an einer Mauer des
Schweigens ab: Die angefragten ehemaligen Mandatsträgerinnen und Mandatsträger
möchten Anonymität in Sachen Ruhegelder bewahren – so das Fazit des
Wochenblattes. 24

ANDERES
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN

Die personelle Zusammensetzung des Regierungsgremiums war schon lange Zeit nicht
mehr so konstant gewesen wie beim Bundesrat der Ausgabe 2011 bis 2015. Tatsächlich
hatte die letzte Mutation Ende 2011 stattgefunden, als Micheline Calmy-Rey (sp) ihren
Sitz für Alain Berset (sp) geräumt hatte. Ähnlich lange Phasen unveränderter
Zusammensetzung gab es in der Geschichte der Landesregierung nur sehr selten. Im
Schnitt kam es in den letzten rund 50 Jahren alle eineinhalb Jahre zu personellen
Veränderungen. Einiges sprach dafür, dass die Regierung auch nach den
Gesamterneuerungswahlen von 2015 nicht verändert werden würde. Zwar wurde vor
allem seitens der SVP immer wieder der Rücktritt von Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf (bdp) gefordert, weder die BDP-Bundesrätin noch ein anderes
Regierungsmitglied äusserte aber vor den Parlamentswahlen Rücktrittsgedanken. 
Erst zehn Tage nach den eidgenössischen Wahlen, die ein Erstarken von SVP und FDP
und deutliche Verluste für BDP, CVP und GLP brachten, reichte die Bündner
Magistratin ihre Demission ein. Das Wahlresultat sei zwar ein Faktor für ihren Rücktritt,
aber nicht der entscheidende. Sie sei auch nicht amtsmüde, wolle aber zugunsten ihrer
Familie kürzer treten, die wesentlich mehr unter den dauernden Attacken auf ihre
Person gelitten hätte als sie selber. Sie sei ob des Entscheides nicht erleichtert, aber
trotzdem davon überzeugt, mit ihrem Entschluss, welcher bei den
Gesamterneuerungswahlen gereift war, die richtige Entscheidung getroffen zu haben.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2015
MARC BÜHLMANN
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Auch für die Entwicklung der BDP, die in den Medien stets sehr stark mit ihrem Namen
in Verbindung gebracht werde, sei es besser, wenn sie zurücktrete. 
In den acht Jahren ihrer Amtszeit, die mit der Nicht-Bestätigung von Christoph Blocher
begonnen hatte, stand Eveline Widmer-Schlumpf zuerst drei Jahre dem EJPD und dann
dem EFD vor. Die Regierungszeit der BDP-Bundesrätin war geprägt durch stetige und
harte Attacken seitens der SVP, der sie ursprünglich als Regierungsrätin von
Graubünden vor der Abspaltung der BDP selber angehört hatte. In der Bevölkerung war
die Magistratin allerdings beliebt, wurde sie doch im Januar 2009 zur Schweizerin des
Jahres 2008 gekürt. Damit sei ihre Standhaftigkeit gegenüber der Hetzkampagne der
SVP belohnt worden. Die Volkspartei hatte sie aufgefordert, sofort zurückzutreten oder
die SVP Graubünden werde aus der Partei ausgeschlossen. Auch die deutliche
Bestätigung bei den Bundesratswahlen nach den Parlamentswahlen 2011 zeigte den
Rückhalt, den die Bündnerin auch in grossen Teilen des Parlaments hatte. In den
Medien wurde Widmer-Schlumpf als sehr dossiersicher, tüchtig und fachkompetent
beschrieben. Der Umstand, dass sie nie über eine Hausmacht im Parlament verfügt
habe und sich trotzdem acht Jahre habe halten können, zeige ihre Standhaftigkeit. Die
Rückzugsgefechte beim Bankgeheimnis und die Steuerkonflikte mit den USA bleiben mit
ihrem Namen behaftet. Die NZZ urteilte, dass Widmer-Schlumpf als Finanzministerin
mehr verändert habe, als viele ihrer Vorgänger zusammen. Laut der BZ werde sie als
Frau in die Geschichte eingehen, die das Bankgeheimnis beerdigte. Zudem weise ihre
Bilanz auch Makel auf. Vor allem die Reorganisation des Bundesamtes für Migration
während den ersten Jahren im Justizdepartement sei auf viel Misskredit gestossen. Im
TA wurde die Bundesrätin gelobt, weil sie ohne Ideologie getan habe, was nötig gewesen
sei. Der Abgang erfolge zudem mit Würde; sie leiste damit der Schweiz einen Dienst und
vermeide schmutzige Spielchen bei den anstehenden Bestätigungswahlen. Auch Le
Temps lobte Eveline Widmer-Schlumpf als Frau mit Nerven aus Stahl, die mit ihrer
Dossiersicherheit unaufgeregt getan habe, was getan werden musste. Weil ihre Basis
immer mehr schwächelte – hingewiesen wurde etwa auch auf die geplatzte
Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP – und die Bündnerin auf wechselnde
Koalitionen angewiesen gewesen sei, sei der Rücktritt aber letztlich gar nicht zu
verhindern gewesen. 
Bei der Verabschiedung der Magistratin im Rahmen der Bundesratswahlen Anfang
Dezember würdigte Nationalratspräsidentin Christa Markwalder (fdp, BE) den feinen
Humor von Eveline Widmer-Schlumpf und sprach ihr eine Schlüsselrolle bei der
Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Dass die Finanzen im Lot geblieben
seien, sei auch ihr Verdienst. Der langanhaltende Applaus und die stehende Ovation
wurde auch von den SVP-Ratsmitgliedern gespendet. Für Unmut sorgte allerdings Neo-
Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH), der während der Würdigung an seinem Notebook
arbeitete. In ihrer Abschiedsrede hob die scheidende Magistratin den Mahnfinger und
wies darauf hin, dass der Weg der Schweiz darin bestehe, Minderheiten zu respektieren
und Kompromisse zu suchen. 25

Die Forderung der SVP, nach einem zweiten Regierungssitz, gehörte seit der
Nichtbestätigung von Christoph Blocher (svp, ZH) nach den Wahlen 2007 zum
Standardrepertoire der Volkspartei. Bei den Bundesratswahlen 2011 hatte sich die SVP
mit ihrem nicht sehr professionellen Nominierungsverfahren praktisch selber aus dem
Rennen genommen. Die Vehemenz der Forderung, nach einer adäquaten
Regierungsbeteiligung, nahm 2015 gar noch zu und die Attacken der Volkspartei, vor
allem auf den BDP-Bundesratssitz, wurden lauter. Die zahlreichen Kandidierenden, die
vor den Parlamentswahlen als mögliche Herausforderer angepriesen wurden, dienten
dabei einerseits als Nebelpetarden. Weil diese Ankündigungen und sofortigen
Dementis, etwa von Toni Brunner (svp, SG) oder Adrian Amstutz (svp, BE), von den
Medien bereitwillig aufgenommen und diskutiert wurden, schadete dies anderseits dem
Wahlkampf der SVP in keinster Weise. Auch die anderen Parteien profitierten freilich
von der medial breitgeschlagenen Diskussion um mögliche Szenarien für die nach den
Gesamterneuerungswahlen anstehenden Bundesratswahlen. Die Bürgerlichen
bestätigten zwar den prinzipiellen Anspruch der SVP auf einen zweiten Regierungssitz,
Regierungsmitglieder, die ihre Sache gut machten, wolle man aber nicht abwählen. SP
und GP betonten mit ebendiesem Argument, dass sie Eveline Widmer-Schlumpf (bdp)
auf jeden Fall bestätigen wollten.
Die Ausgangslage änderte sich freilich nach der Demissionsankündigung der BDP-
Bundesrätin. Die Linke pochte zwar auf einen neuen Mitte-Kandidaten, falls die SVP
Kandidierende nominiere, die gegen die Bilateralen seien, und die Grünen sahen
ebenfalls weit und breit keinen wählbaren SVP-Kandidierenden. Die restlichen Parteien
signalisierten aber rasch, dass sie den Anspruch der SVP auf einen zweiten
Bundesratssitz guthiessen und für Spielchen nicht zu haben seien. Dazu gehörte auch

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2015
MARC BÜHLMANN
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die Bestätigung, Bisherige nicht abwählen zu wollen. In der Tat wurde die Möglichkeit
diskutiert, einen FDP-Bundesrat abzuwählen und mit einem Kandidierenden der
Mitteparteien zu ersetzen, um eine rechtslastige Regierung mit 2 FDP und 2 SVP
Magistraten zu verhindern. Die Chance für ein solches Szenario, war allerdings mehr als
gering, würden doch dafür weder die FDP noch die SVP Hand bieten. 
Rasch zeigte sich zudem, dass die Volkspartei das Nominierungsverfahren dieses Mal
mit grösserer Sorgfalt angegangen war als vier Jahre zuvor. Aus den elf ursprünglichen
Bewerbungen präsentierte die SVP nach ihrer Fraktionssitzung am 20. November drei
Kandidierende aus den drei hauptsächlichen Sprachregionen: Thomas Aeschi (svp, ZG),
Guy Parmelin (svp, VD) und Norman Gobbi (TI, lega). Der Tessiner Lega-Regierungsrat
stellte sich unter das Banner der SVP, wollte aber auf kantonaler Ebene Legist bleiben.
SVP-Fraktionspräsident Adrian Amstutz (svp, BE) wies darauf hin, dass Gobbi Mitglied
der SVP Schweiz sei und das Gedankengut der SVP vertrete. Man kooperiere mit der
Lega auf nationaler Ebene schon lange. Die Lega gehöre im Parlament schliesslich auch
zur SVP-Fraktion. Gobbi sei von der Fraktion praktisch einstimmig nominiert worden
(mit 72 von 74 Stimmen). Parmelin (svp, VD) siegte mit 48 zu 29 Stimmen über Oskar
Freysinger (VS, svp) und Aeschi setzte sich im fünften Wahlgang mit 44 zu 37 Stimmen
gegen Heinz Brand (svp, GR) durch. Ohne Chancen, oder gar nicht ins engere
Auswahlverfahren aufgenommen, waren die Kandidaturen von Hannes Germann (svp,
SH), Thomas Hurter (svp, SH), Res Schmid (NW, svp), Thomas de Courten (svp, BL), Albert
Rösti (svp, BE) und David Weiss (BL, svp). 
Die Dreier-Auswahl überraschte, waren doch im Vorfeld andere Favoriten gehandelt
worden, die im Parlament eine breitere Unterstützung erhalten hätten. Die SVP machte
aber von Anfang an klar, dass sie ihre –  nach der Nicht-Bestätigung Blochers – in den
Parteistatuten verankerte Regel, strikte anwenden werde. In diesem Sinne würden nicht
nominierte, aber gewählte Kandidaten, die ihre Wahl dennoch annähmen, aus der
Partei ausgeschlossen. Die Chancen für Hannes Germann (svp, SH), der laut der NZZ
mehr Freunde im Parlament als in seiner Partei habe und der erste Bundesrat aus dem
Kanton Schaffhausen gewesen wäre, oder für Heinz Brand (svp, GR), der lange als
Kronfavorit aus der vernachlässigten Ostschweiz gegolten hatte, lagen damit praktisch
bei Null. Es wurden zwar Szenarien für einen Sprengkandidaten aus der Reihe der SVP
diskutiert und linke Stimmen kritisierten die Ausschlussregel als Erpressungsversuch,
dem man sich nicht beugen werde. Mögliche Sprengkandidaten gaben allerdings rasch
bekannt, eine allfällige Wahl nicht annehmen zu wollen. 
Die SVP wurde nicht müde zu betonen, dass man mit dem sprachregional
ausgewogenen Dreierticket eine echte Auswahl anbiete. Man sei der Forderung der SP
und der CVP nachgekommen, einen Kandidierenden aus der Westschweiz aufzustellen
und wolle als grösste Partei auch in der Regierung zwei Landesteile repräsentieren. Die
Auswahl sorgte allerdings auch für Misstöne. Mit der Nominierung von Norman Gobbi
(TI, lega) und Guy Parmelin (svp, VD) – der eine laut Presse bekannt für seine verbalen
Entgleisungen, der andere ein politisches Leichtgewicht – wolle die SVP dem Parlament
den Deutschschweizer Kandidaten Thomas Aeschi (svp, ZG) aufzwingen. Die Romandie
wäre mit drei Sitzen deutlich übervertreten und Gobbi sei Vertreter der Lega. Dies sei
keine echte Auswahl und der schweizerischen Konkordanz unwürdig – liess sich etwa
Eric Nussbaumer (sp, BL) zitieren. Auch die NZZ kommentierte die Dreier-Nomination
als Auswahl, die keine sei. In den Medien galt vorab der Zuger Thomas Aeschi als
Kronfavorit. Er vertrete den neuen Stil der SVP, sei jung und ein Vertreter Blocher'scher
Prägung – so etwa der TA. Die SVP wurde freilich nicht müde zu betonen, dass sie gerne
Regierungsmitglieder aus unterschiedlichen Sprachregionen hätte. 
Die Stimmen –  auch aus der SVP – , die gerne eine breitere Auswahl aus der
Deutschschweiz gehabt hätten, verstummten allerdings nicht. Es gebe durchaus
Spielraum für einen (SVP-internen) Sprengkandidaten, zitierte das SGT Vertreter von SP
und CVP. Immerhin war in den letzten 100 Jahren jeder fünfte gewählte Bundesrat wild,
also nicht von der eigenen Partei nominiert worden. Freilich hatte die Volkspartei alle
ursprünglich elf SVP-Kandidaten dazu bewegt, schriftlich zu bestätigen, eine Wahl als
Sprengkandidat nicht anzunehmen. 26

Anfang November 2018 beschloss die SPK-NR eine parlamentarische Initiative
einzureichen, mit der eine gesetzliche Grundlage für eine Karenzfrist für ehemalige
Regierungsmitglieder geschaffen werden soll. Ehemalige Bundesrätinnen und
Bundesräte sollen für eine zu bestimmende Zeitspanne keine bezahlten Mandate in
Unternehmen annehmen dürfen, die in Beziehung zu deren ehemaligem Departement
stehen; die also beispielsweise von Aufträgen des Bundes oder bundesnaher Betriebe
profitiert haben. Ein ähnliches Anliegen – damals unter dem Namen «Lex Leuenberger»
behandelt – war vor ein paar Jahren abgelehnt worden. Der ehemalige SP-Bundesrat
hatte bei der Baufirma Implenia ein Verwaltungsratsmandat angenommen. Dies war
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damals auf Kritik gestossen, weil Implenia einige Aufträge des UVEK erhalten hatte, dem
Leuenberger bis zu seinem Rücktritt vorstand.
Die SPK-SR wollte – wie schon bei der Lex Leuenberger – nichts von einer solchen
Karenzfrist wissen. Mit 8 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen befand sie, dass es den
ehemaligen Regierungsmitgliedern zu überlassen sei, wann sie welche Mandate
übernehmen wollten. Da die SPK-NR ihrer eigenen parlamentarischen Initiative im April
2019 allerdings Folge gab, gelangt das Anliegen in die Räte. 27

Anfang 2019 erschien das von Urs Altermatt verfasste, neu aufgelegte und aktualisierte
Bundesratslexikon, das die Portraits aller 9 Bundesrätinnen und 110 Bundesräte seit
1848 umfasst. Die erste Ausgabe stammte von 1991 und hatte sich rasch als
Standardwerk etabliert. Die stark überarbeitete, 760 Seiten starke Neuauflage umfasste
auch die Beschreibungen der 20 zusätzlichen Magistratinnen und Magistraten, die seit
1991 aus der Regierung ausgeschieden oder neu in die Landesregierung gewählt worden
waren. Rund 80 Autorinnen und Autoren verfassten die immer gleich strukturierten
Biographien. Die Medien hatten für das neue Werk viel Lob übrig, diskutierten es aber
durchaus auch kritisch: Es stelle sich vor allem die Frage, ob die Leistungen der erst
kürzlich ausgeschiedenen Magistratspersonen nach so kurzer Zeit überhaupt gewürdigt
werden könnten. 
In der Tat führte der Beitrag über Moritz Leuenberger zu einiger Unruhe. Der ehemalige
SP-Bundesrat selber bezeichnete einige Angaben in seinem Porträt als «kreuzfalsch»
und als «gravierende Falschbehauptung». Die Sonntagszeitung wusste zu berichten,
dass der Verfasser des umstrittenen Porträts, Felix E. Müller, schon in der NZZ am
Sonntag, bei der er Chefredaktor gewesen war, jeweils sehr kritisch über den Zürcher
Bundesrat berichtet habe. Leuenberger kritisierte, dass Müller ihn weder kontaktiert
noch ihm den Text vor Drucklegung vorgelegt habe. Um eine Einigung zu erlangen,
stoppte der Verlag den Vertrieb des Lexikons. Nachdem Leuenberger gar mit
Einstampfen des Buches per Gerichtsbeschluss gedroht hatte, kam es dann im
September 2019 zu einer Einigung. Dem Buch wurde fortan ein Einlageblatt mit
Richtigstellungen beigelegt, das zudem an alle Bibliotheken und kantonalen
Staatskanzleien verteilt wurde. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.09.2019
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Doris Leuthard aus dem Bundesrat wurden erneut Diskussionen
laut, ob und wann ein ehemaliges Regierungsmitglied Verwaltungsratsmandate
annehmen darf. Bereits nach dem Rücktritt von Moritz Leuenberger waren im
Parlament Karenzfristen diskutiert, aber jeweils als nicht opportun betrachtet worden
(vgl. Pa.Iv. 10.511 und Pa.Iv. 18.463). Als heikel gilt die Übernahme von Mandaten in
Bereichen, in denen ein Regierungsmitglied im Rahmen seiner bundesrätlichen
Tätigkeit Kontakte pflegte. Stein des Anstosses der so genannten «Lex Leuenberger»,
die mit einer der beiden parlamentarischen Initiativen hätte eingeführt werden sollen,
war, dass der Ex-Magistrat sich als ehemaliger Vorsteher des UVEK in den
Verwaltungsrat des Baukonzerns Implenia wählen liess, eines Unternehmens also, das
Bundesaufträge ausführt. 
Die zweite Karriere nach dem Bundesrat begann für Doris Leuthard, die vor ihrem
Rücktritt ebenfalls dem UVEK vorgestanden hatte, mit zwei insofern eher
unbedenklichen, wenn auch sehr rasch nach dem Rücktritt angenommenen Mandaten
bei Coop und Bell Food. Zu reden gab dann aber vor allem ihre Ende November 2019
gemachte Ankündigung, per April 2020 für ein Verwaltungsratsmandat für Stadler Rail
kandidieren zu wollen. In den meisten Kommentaren wurde diese fast eineinhalbjährige
Karenzfrist als genügend lange betrachtet. Die Wirtschaft brauche Altbundesräte,
genauso wie die Politik von der Sichtweise von Topmanagern profitieren würde,
kommentierte etwa die NZZ. Eine 56-jährige Frau mit viel Wissen und Erfahrung solle
dieses in ein Unternehmen einbringen dürfen, urteilte die Aargauer Zeitung; eine
«zweite Berufskarriere» müsse möglich sein. Der Tages-Anzeiger bezeichnete den
Entscheid Leuthards hingegen als «irritierend», es fehle der ehemaligen Magistratin
«an der nötigen Sensibilität». Auch aus der Politik wurde Kritik laut: Balthasar Glättli
(gp, ZH) dachte im Tages-Anzeiger laut über einen neuerlichen Vorstoss nach und
Barbara Steinemann (svp, ZH) sprach in der gleichen Zeitung von einem «unschönen
Wechsel» und mangelndem «Fingerspitzengefühl». Der Chef der Stadler Rail, der
ehemalige Nationalrat Peter Spuhler, gab im Sonntagsblick zu Protokoll, dass das
Mandat von Doris Leuthard «zum Wohle des Steuerzahlers» sei. Die CHF 90'000
Honorar für das Verwaltungsratsmandat werde von ihrer Bundesratspension abgezogen.
Es sei sinnvoller, wenn Bundesrätinnen und Bundesräte sich für den Werkplatz Schweiz
einsetzen würden, statt einfach ihre Pension zu erhalten. 29
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DATUM: 22.11.2019
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Regierungspolitik

Bereits 2010 hatte der Bundesrat begonnen, einige Sitzungen ausserhalb des
Bundeshauses abzuhalten. Die auf eine Idee von Micheline Calmy-Rey zurückgehenden
Bundesratssitzungen ‚extra muros‘ sollen die Verbundenheit der Regierung mit der
Bevölkerung in allen Regionen der Schweiz unterstreichen. Nachdem der Bundesrat
2010 in Bellinzona und Delémont getagt hatte, waren im März 2011 Altdorf, am 17. August
Siders und am 19. Oktober Basel Schauplatz der Bundesratssitzungen, in deren
Anschluss jeweils nicht nur Besprechungen mit den Regierungsbehörden, sondern auch
Treffen mit der Bevölkerung stattfanden. 30

ANDERES
DATUM: 15.10.2011
MARC BÜHLMANN

Die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte gaben Mitte März in ihrem Bericht
zum Rücktritt des SNB-Präsidenten Hildebrand einige Empfehlungen ab, wie sich der
Bundesrat in Zukunft in ähnlichen Situationen verhalten soll. Nach Ansicht der GPK
hatte der Bundesrat seine Kompetenzen überschritten. Die Kommissionen hielten fest,
dass die Massnahmen, die von der damaligen Bundespräsidentin Calmy-Rey (sp)
ergriffen wurden, einer rechtlichen Grundlage entbehrten. Eine der Empfehlungen der
beiden GPK lautete deshalb, dass auch bei dringlichen Geschäften mit grosser
politischer Tragweite die rechtliche Zuständigkeit abzuklären sei, um das
Legalitätsprinzip – keine staatliche Handlung ohne Rechtsgrundlage – nicht zu
verletzen. Zudem solle der Bundesrat auch in ausserordentlichen Situationen statt Ad-
hoc-Ausschüsse reguläre Ausschüsse nutzen. Zudem wurde die ehemalige SP-
Bundesrätin gerügt, weil sie den Gesamtbundesrat zu spät informiert habe; auch die
Bundeskanzlei hätte früher einbezogen werden müssen. Es sei deshalb ein
Kommunikationssystem zu schaffen, mit dem das gesamte Gremium einfach, schnell
und sicher informiert werden könne. Dieses System soll zudem auch sicherstellen, dass
bundesrätliche Telefonkonferenzen – eine solche hatte Anfang 2012 stattgefunden –
abhörsicher sind. Gemahnt wurde von den beiden GPK zudem die schlechte Qualität
der Bundesratsprotokolle. Diese seien zu knapp abgefasst und teilweise gar fehler- und
lückenhaft gewesen. Nachvollziehbarkeit sei so nicht gegeben und die Arbeit der GPK
werde damit erschwert. Nicht nur vom Bundesrat, sondern auch in der Presse wurde
die Kritik der zuständigen Kommissionen als teilweise zu heftig erachtet: Ein gewisser
Spielraum müsse der Regierung in Krisensituation eingeräumt werden. Sogar Christoph
Blocher nahm das Vorgehen von Micheline Calmy-Rey in Schutz, die in der NZZ eine
Plattform zu ihrer Verteidigung erhielt. 31

BERICHT
DATUM: 15.03.2013
MARC BÜHLMANN

Die so genannte Lex Leuenberger, eine Karenzfrist für die Übernahme von Mandaten
durch ehemalige Bundesrätinnen und Bundesräte, war zwar in der Zwischenzeit kein
Thema mehr, in einem Interview mit dem Westschweizer Radio RTS plauderte der
ehemalige SP-Bundesrat aber aus dem Nähkästchen. Er sei von seiner Partei
fallengelassen und zu seinem Rücktritt gedrängt worden. Tatsächlich war der Ausstieg
Leuenbergers aus der Exekutive 2010, trotz 15-jähriger Amtszeit, ziemlich überraschend
gekommen. Er habe deshalb wohl "etwas zu nervös" Job-Angebote gesucht und das
Implenia-Mandat angenommen. Es war dieser Einsitz im Verwaltungsrat der Baufirma,
der ursächlich war für die Kritik am ehemaligen Infrastrukturminister sowie für die Idee
einer Lex Leuenberger. Er habe das Amt damals auch deshalb übernommen – so
Leuenberger weiter –, um seine Partei ein wenig zu provozieren. Er habe aber rasch
eingesehen, dass das nicht sehr weise gewesen sei und deshalb sein
Verwaltungsratsmandat nach zwei Jahren wieder abgegeben. 32

ANDERES
DATUM: 21.07.2015
MARC BÜHLMANN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Eine wesentliche Rolle spielte die SP im Dezember bei der Abwahl von Bundesrat
Christoph Blocher und der Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf an seiner Stelle. Durch
eine Kooperation mit Teilen der CVP und den Grünen gelang es der SP, im Parlament
genügend Stimmen für die Ersetzung von Blocher zu gewinnen. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.12.2007
SABINE HOHL

Die CVP begann, die Rückeroberung ihres zweiten Bundesratssitzes in Betracht zu
ziehen, als Wahlprognosen sie nur noch knapp hinter der FDP sahen. Sie argumentierte,
ihre Bundesrätin könne sich bei der jetzigen Zusammensetzung der Regierung zu selten
durchsetzen. Die CVP müsse deshalb in der Regierung wieder stärker vertreten sein.
Parteipräsident Darbellay hielt fest, er werde zwar Bundesrat Blocher nicht wählen. Den
zweiten Sitz für die CVP wolle er aber nicht auf Kosten der SVP, sondern auf Kosten der
FDP holen, falls diese bei den Parlamentswahlen schwächer abschneiden sollte als die
CVP. Bei den Nationalratswahlen vermochte die CVP die FDP fast einzuholen (+3 Sitze
im Nationalrat, 14,5% Wähleranteil) und sie konnte zusammen mit den Grünliberalen
und der EVP eine grössere Fraktion als diejenige von FDP und Liberalen bilden.
Darbellay brachte sich mit der Aussage, er habe noch nie eine Wahl abgelehnt, selbst als
Kandidat für den Bundesrat ins Gespräch. Ein weiterer diskutierter Kandidat war
Fraktionspräsident Urs Schwaller. Der rechte Flügel der Partei wehrte sich jedoch gegen
eine Kampfkandidatur. Schliesslich beschloss die CVP, nicht anzutreten. Die CVP-
Fraktion unterstützte aber mehrheitlich die Ersetzung von Christoph Blocher durch
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Als Folge davon kam es zu
verärgerten Reaktionen im rechten Flügel der Partei und es wurde spekuliert, ob der
CVP ihr Verhalten bei den nächsten Wahlen in den konservativen Kantonen schaden
würde. 34

WAHLEN
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL
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